823.201
Verordnung
iiber die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer

(EntsV)

vom 21. Mai 2003 (Stand am 1. April 2020)

Der Schweizerische Bundesrat

gestiitzt auf die Artikel 2, 4, 6, 7, 9, 14 und 15 des Bundesgesetzes
vom 8. Oktober 1999 iiber die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer! (Gesetz),

verordnet:

1. Kapitel: Entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
1. Abschnitt: Definitionen

Art. 1 Minimale Entlohnung

Zu den Bestimmungen iiber die minimale Entléhnung im Sinne von Artikel 2 Ab-
satz 1 Buchstabe a des Gesetzes gehoren Regelungen in Bundesgesetzen, Verord-
nungen des Bundesrates, allgemeinverbindlich erklarten Gesamtarbeitsvertridgen und
Normalarbeitsvertragen im Sinne von Artikel 360a des Obligationenrechts (OR)2,
die sich auf folgende Inhalte beziehen:

a. den Mindestlohn, im Verhéltnis zur iiblichen Arbeitszeit ausgedriickt und
der erworbenen Qualifikation entsprechend;

b. die obligatorischen Erh6hungen der Mindest- und Effektiviohne;

c. die obligatorischen Zuschlige fiir Uberstunden, Akkordarbeit, Schicht-,
Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit sowie beschwerliche Arbeit;

d. den anteilsmissigen Ferienlohn;
den anteilsmissigen 13. Monatslohn;
f.  die bezahlten Feier- und Ruhetage;

g. die Lohnfortzahlung bei unverschuldeter Verhinderung der Arbeitnehmerin
oder des Arbeitnehmers an der Arbeitsleistung im Sinne von Artikel 324a
des OR;

h. den Lohn bei Verzug des Arbeitgebers im Sinne von Artikel 324 des OR.

Art. 1a3 Dauer der Entschadigungspflicht bei langfristigen Entsendungen
(Art. 2 Abs. 5 EntsG)

1 Die Entschiadigungspflicht des Arbeitgebers entfillt fiir Auslagen, die bei langfris-
tigen Entsendungen entstehen, nachdem sich die entsandten Arbeitnehmerinnen und
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Arbeitnehmer ldnger als zwolf Monate ununterbrochen in der Schweiz aufgehalten
haben.

2 Absatz 1 gilt nicht, wenn fiir entsandte Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer
aufgrund eines allgemeinverbindlich erklérten Gesamtarbeitsvertrags oder eines
Normalarbeitsvertrags im Sinne von Artikel 360a OR# ein Mindestlohn garantiert
ist.

Art. 2 Arbeits- und Ruhezeit

Zu den Bestimmungen iiber die Arbeits- und Ruhezeit im Sinne von Artikel 2 Ab-
satz 1 Buchstabe b des Gesetzes gehoren Regelungen iiber:

a. die ordentliche Dauer der Arbeit und deren Verteilung;
b. die Uberstunden-, Schicht-, Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit;
c. die Ruhezeit und die Pausen;

d. die Reise- und Wartezeiten.

Art. 3 Arbeiten von geringem Umfang

I Als Arbeiten von geringem Umfang im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a
des Gesetzes gelten Arbeiten, die hochstens 15 Arbeitstage pro Kalenderjahr dauern.

2 Die massgebende Anzahl Arbeitstage ergibt sich aus der Multiplikation der ent-
sandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit der Zahl der Tage, wéhrend der
die Dienstleistungserbringung in der Schweiz dauert.

Art. 4 Montage und erstmaliger Einbau

I Als Montage oder erstmaliger Einbau im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b
des Gesetzes gelten Arbeiten, die:

a. weniger als acht Tage dauern;

Bestandteil eines Warenlieferungsvertrages bilden; die Arbeiten miissen ih-
rem Wert und ihrem Umfang nach eine Nebenleistung zu einer Hauptleis-
tung darstellen, die zwischen den Parteien vereinbart wurde;

c. zur Inbetriebnahme des gelieferten Guts im Rahmen der Hauptleistung not-
wendig sind; und

d. von qualifizierten und/oder spezialisierten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern des Lieferbetriebs oder einem Subunternehmer des Lieferbetriebs
durchgefiihrt werden.

2 Die Montage oder der erstmalige Einbau umfassen auch Garantiearbeiten, die
durch den Lieferbetrieb oder einen Subunternehmer geleistet werden und das gelie-
ferte Gut betreffen.

3 Eingefiigt durch Ziff. Il der V vom 19. Febr. 2020, in Kraft seit 1. April 2020
(AS 2020 883).
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Art. 5 Bauhaupt- und Baunebengewerbe

Als Dienstleistungserbringungen auf dem Sektor des Bauhaupt- und Bauneben-
gewerbes gelten alle Tatigkeiten, welche die Fertigstellung, die Wiederinstandstel-
lung, den Unterhalt, die Anderung oder den Abbruch von Bauten umfassen. Dazu
gehoren namentlich:

1. Aushub

Erdarbeiten

eigentliche Bauarbeiten
Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen
Einrichtung oder Ausstattung
Umbau

Renovierung

Reparatur

Abbauarbeiten
Abbrucharbeiten

. Wartung

O ® N kv

—_ = =
N o= 2

Instandhaltung (Maler- und Reinigungsarbeiten)

—_
[S8)

Sanierung.

2. Abschnitt: Meldeverfahren

Art. 65 Meldung

I Das Meldeverfahren nach Artikel 6 des Gesetzes ist fiir alle Arbeiten obligatorisch,
die langer als acht Tage pro Kalenderjahr dauern.

2 Bei Tatigkeiten in den folgenden Bereichen hat die Meldung unabhéngig von der
Dauer der Arbeiten zu erfolgen:

a. Bauhaupt- und Baunebengewerbe;

b. Gastgewerbe;

c. Reinigungsgewerbe in Betrieben und Haushalten;
d. Uberwachungs- und Sicherheitsdienst;

e. Reisendengewerbe gemiss Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b des Bun-
desgesetzes vom 23. Mirz 20016 iiber das Gewerbe der Reisenden;

f.7  Erotikgewerbe;

5 Fassung gemiss Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006
(AS 2006 965).
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2.8  Garten- und Landschaftsbau.

3 In Notféllen wie Reparaturen, Unféllen, Naturkatastrophen oder anderen nicht vor-
hersehbaren Ereignissen kann die Arbeit ausnahmsweise vor Ablauf der achttigigen
Frist nach Artikel 6 Absatz 3 des Gesetzes beginnen, frilhestens jedoch am Tag der
Meldung.

4 Die Meldung muss auf einem offiziellen Formular erstattet werden. Sie muss
enthalten:

a. Namen, Vornamen, Staatsangehorigkeit, Geschlecht und Geburtsdaten der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in die Schweiz entsandt werden,
sowie deren Sozialversicherungsnummern im Staat, in dem der Arbeitgeber
seinen Sitz hat;

abis 9den Bruttostundenlohn, den der Arbeitgeber fiir die Dienstleistung in der
Schweiz entrichtet;

b. das Datum des Arbeitsbeginns und die voraussichtliche Dauer der Arbeiten;

c. die Art der auszufithrenden Arbeiten sowie die in der Schweiz ausgetibte Ta-
tigkeit und die Funktion der Arbeitnehmerin und des Arbeitnehmers;

d. den genauen Ort, wo die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschéftigt
werden;

e. Namen, Vornamen und Adresse einer Kontaktperson in der Schweiz oder im
Ausland, die vom Arbeitgeber bestimmt werden muss.

5 Fiir entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die nicht Staatsangehdrige
der Europidischen Union oder der EFTA sind, muss die Meldung zusétzlich den
Aufenthaltsstatus im Entsenderstaat enthalten.

6 Auf Verlangen des Arbeitgebers hat die Behorde den Eingang der Meldung zu
bestitigen. Diese Meldebestitigung ist gebiihrenpflichtig.

6bis Erfolgt die Meldung online iiber das offizielle Formular des Staatssekretariat fiir
Migration, so leitet dieses die massgebenden Daten an die zustindige kantonale
Behorde weiter. Die Datenbearbeitung ist in Artikel 6 der ZEMIS-Verordnung vom
12. April 200610 geregelt.!1

7 Artikel 19 der Verordnung vom 23. November 199412 iiber das Zentrale Auslin-
derregister ist anwendbar.

7 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 24. Okt. 2007, in Kraft seit 1. Jan. 2008
(AS 2007 5755).

8 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 19. Sept. 2014, in Kraft seit 1. Nov. 2014
(AS 2014 3175).

9 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 16. April 2013, in Kraft seit 15. Mai 2013
(AS 2013 1259).

10 SR 142.513

Il Eingefiigt durch Ziff. IT der V vom 19. Febr. 2020, in Kraft seit 1. April 2020
(AS 2020 883).
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8 Artikel 18 der Verordnung vom 12. April 200613 iiber das Zentrale Migrations-
informationssystem (ZEMIS-Verordnung) ist anwendbar.14

Art.7 Ausnahmen von der Meldepflicht

I Der Arbeitgeber ist von der Meldepflicht nach Artikel 6 des Gesetzes befreit, wenn
die Einreise der entsandten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer in die Schweiz
einem Bewilligungsverfahren nach der Gesetzgebung iiber den Aufenthalt und die
Niederlassung der Ausldnder in der Schweiz unterliegt.

2 In diesem Fall iibergibt die Bewilligungsbehorde der kantonalen Behdorde, die fiir
den Erhalt der Meldungen zustédndig ist, eine Kopie der erteilten Bewilligungen.

3 In Branchen mit allgemeinverbindlich erkldrten Gesamtarbeitsvertragen leitet die
Bewilligungsbehorde oder die fiir die Meldungen zusténdige kantonale Behorde eine
Kopie des Bewilligungsentscheides an die zustindigen parittischen Vollzugsorgane
weiter.15

3. Abschnitt: Nachweis der Einzahlung der Sozialbeitrige im Ausland

Art. 8

Die Kontrollorgane kénnen vom ausldndischen Arbeitgeber den Nachweis mittels
eines Dokuments verlangen, dass er die Zahlungen der Sozialbeitrdge zugunsten
seiner Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Ausland effektiv erbracht hat,
wenn:

a. eine Kontrolle nach Artikel 7 des Gesetzes ergibt, dass der Arbeitgeber alle
oder einen Teil seiner Verpflichtungen nicht eingehalten hat;

b. der Arbeitgeber seiner Meldepflicht nach Artikel 6 des Gesetzes nicht un-
aufgefordert oder nur ungeniigend nachgekommen ist;

c. andere Hinweise bestehen, welche bei der Behorde Zweifel iiber die Einhal-
tung des Gesetzes durch den Arbeitgeber autkommen lassen.

4. Abschnitt:16
Sorgfaltspflicht des Erstunternehmers bei der Weitervergabe
von Arbeiten an Subunternehmer

Art. 8a Netto-Mindestlohn

I Als Netto-Mindestlohn gilt der Mindestlohn nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a
des Gesetzes nach Abzug der Betrdge zulasten der Arbeitnehmerin oder des Arbeit-
nehmers, welche der Arbeitgeber entrichtet fiir:

12 [AS 1994 2859, 1996 194, 1999 1240, 2001 3184, 2002 1741 Art. 35 Ziff. 3, 2003 1380
Art. 18 Ziff. 1, 2004 1569 Ziff. 11 3 4813 Anhang Ziff. 4, 2005 1321. AS 2006 1945
Art. 23]. Siehe heute die V vom 12. April 2006 iiber das Zentrale Migrationsinformati-
onssystem (SR 142.513).

13 SR 142.513

14 Eingefligt durch Anhang 3 Ziff. 11 der V vom 12. April 2006 iiber das Zentrale Migrati- 5
onsinformationssystem, in Kraft seit 29. Mai 2006 (AS 2006 1945).

15 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 26. Juni 2013, in Kraft seit 15. Juli 2013
(AS 2013 2123).
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Art. 8b

Sozialversicherungen;
Steuern, namentlich Quellensteuern;

weitere Beitrége, insbesondere fiir Vollzugs- und Weiterbildungskosten auf-
grund von allgemeinverbindlich erkldrten Gesamtarbeitsvertragen.

Einhaltung der minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen

I Der Erstunternehmer kann sich die Einhaltung der minimalen Lohnbedingungen
gemiss Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a des Gesetzes durch den Subunternehmer
insbesondere anhand der folgenden Dokumente darlegen lassen:

a.

16

die vom Subunternehmer und der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer
unterzeichnete Entsendebestétigung mit Angaben:

1. zum aktuellen Saldr im Herkunftsland,
2. zuden gewdhrten Entsendezulagen und Zuschlédgen gemiss Artikel 1,

3. zur Einreihung in die Lohnklasse, zu den Mindestlohnen und Arbeits-
zeiten gemiss dem fiir den Einsatz in der Schweiz anwendbaren allge-
meinverbindlich erklirten Gesamtarbeitsvertrag;

eine vom Subunternehmer unterzeichnete Deklaration, dass er die minimalen

Lohnbedingungen garantiert, mit folgenden Ergéinzungen:

1. der Liste der Namen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die fiir
die Ausfiihrung der Arbeiten vorgesehen sind, oder derjenigen, die zur
Stammbelegschaft in der Schweiz gehoren,

2. der Angaben zur Einreihung in die Lohnklasse, zu den Mindestlohnen
und Arbeitszeiten geméss dem anwendbaren allgemeinverbindlich er-
klarten Gesamtarbeitsvertrag,

3. der schriftlichen Bestitigung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, dass sie die fiir ihre Lohnklasse vorgeschriebene minimale Entloh-
nung erhalten;

die Bestdtigung der paritétischen Vollzugsorgane von allgemeinverbindlich
erkldrten Gesamtarbeitsvertrdgen, dass der Subunternehmer auf Einhaltung
der Lohn- und Arbeitsbedingungen kontrolliert wurde und keine Verstosse
festgestellt wurden;

der Eintrag des Subunternehmers in einem von den Arbeitgebern und den

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern oder von einer Behdrde gefiihrten

Register (Berufsregister), welcher:

1. aufgrund einer vorangehenden Kontrolle der Einhaltung der minimalen
Lohn- und Arbeitsbedingungen erfolgt ist, und

2. Dbestitigt, dass kein Verfahren wegen Verstosses gegen die minimalen
Lohn- und Arbeitsbedingungen l&uft und keine solchen Verstdsse vor-
liegen.

Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 26. Juni 2013, in Kraft seit 15. Juli 2013
(AS 2013 2123).
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2 Der Erstunternehmer kann sich die Einhaltung der minimalen Arbeitsbedingungen
nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben b—f des Gesetzes durch den Subunternehmer
insbesondere anhand der folgenden Dokumente darlegen lassen:

a. eine vom Subunternehmer unterzeichnete Deklaration iiber die Einhaltung
der Vorschriften:

1. zur Arbeits- und Ruhezeit,

2. zur Mindestdauer der Ferien,

3.  zur Arbeitssicherheit und zum Gesundheitsschutz,
4

zum besonderen Schutz von Jugendlichen und Arbeitnehmerinnen, so-
wie

5. zur Lohngleichheit;

b. anerkannte Zertifizierungen insbesondere zur Arbeitssicherheit und zum Ge-
sundheitsschutz.

3 Subunternehmer mit Sitz oder Wohnsitz in der Schweiz, die weniger als zwei Jahre
im Schweizer Handelsregister eingetragen sind und die keine Belege nach Absatz 1
Buchstabe ¢ oder d vorweisen konnen, miissen zudem nachweisen, dass sie die
Deklarationen nach den Absétzen 1 und 2 auch den zustidndigen paritédtischen Orga-
nen nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a des Gesetzes zugestellt haben.

4 Hat der Erstunternehmer schon mehrmals Arbeiten an denselben Subunternechmer
iibertragen und hat ihm dieser bei fritheren Vergaben die Einhaltung der Lohn- und
Arbeitsbedingungen glaubhaft dargelegt, so muss sich der Erstunternehmer die
Einhaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen durch den Subunternehmer nur aus
begriindetem Anlass erneut darlegen lassen.

5 Als begriindeter Anlass gelten insbesondere:

a. wichtige Anderungen der Lohn- und Arbeitsbedingungen in den allgemein-
verbindlich erklirten Gesamtarbeitsvertragen;

b. Anderungen in einem wesentlichen Teil der Stammbelegschaft in der
Schweiz;

c. Anderungen in einem wesentlichen Teil der iiblicherweise in die Schweiz
entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer;

d. ein Verstoss des Subunternehmers gegen zwingende Lohn- und Arbeits-
bedingungen, von dem der Erstunternehmer Kenntnis hat.

Art. 8¢ Vertragliche und organisatorische Vorkehrungen

Zur Sorgfaltspflicht des Erstunternehmers gehoren auch die vertraglichen und orga-
nisatorischen Vorkehrungen, die erforderlich sind, damit dieser sich von den Sub-
unternehmern, die innerhalb oder am Ende der Auftragskette Arbeiten ausfithren
sollen, die Einhaltung der minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen darlegen lassen
kann.
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2. Kapitel: Finanzierung der parititischen Kommissionen

Art. 847 Kontroll- und Vollzugskostenbeitrage

Auslidndische Arbeitgeber, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die Schweiz
entsenden, schulden die Beitrdge an die Kontroll- und Vollzugskosten, die ein all-
gemeinverbindlich erklarter Gesamtarbeitsvertrag (GAV) Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern auferlegt. Sie miissen gegeniiber den durch den GAV eingesetzten paritéti-
schen Organen fiir die Arbeitgeber- und die Arbeitnehmerbeitrdge aufkommen.

Art. 9 Entschiddigung der Sozialpartner!8

I Die Sozialpartner, die Vertragspartei eines allgemeinverbindlich erklarten GAV
sind, haben Anspruch auf eine Entschiadigung der Kosten, die ihnen aus dem Voll-
zug des Gesetzes zusitzlich zum iiblichen Vollzug des GAV entstehen.19

Ibis Sie haben Anspruch auf Entschddigung der nicht gedeckten Kosten, die ihnen
beim Vollzug des GAV aus den Kontrollen von meldepflichtigen Stellenantritten
nach Artikel 9 Absatz 1bis der Verordnung vom 22. Mai 200220 iiber die Einfithrung
des freien Personenverkehrs entstehen.2!

2 Im Falle einer Allgemeinverbindlicherkldrung des Bundes kommt der Bund fiir die
Entschiddigungen nach den Absétzen 1 und 1bis auf; im Falle einer kantonalen All-
gemeinverbindlicherkldrung kommt derjenige Kanton fiir die Entschadigungen auf,
der den entsprechenden Beschluss getroffen hat.22

3 Hohe und Modalitdten der Entschadigungsanspriiche nach den Absitzen 1 und 1bis
werden von der Direktion fiir Arbeit des Staatssekretariates fiir Wirtschaft (SECO)
beziehungsweise von der durch den Kanton bezeichneten Behdrde festgelegt.
Grundlage fiir die Entschiadigung bilden die Kosten fiir diese Vollzugsaufgaben. Die
Behorden kdnnen mit den Sozialpartnern Leistungsvereinbarungen abschliessen. Die
Artikel 16b Absitze 2 und 3 und 16¢ Buchstaben c-h gelten sinngemadss.23

17" Urspriinglich Art. 8a. Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1.
April 2006 (AS 2006 965).

18 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006
(AS 2006 965).

19 Fassung gemiss Ziff. [ der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006
(AS 2006 965).

20 SR 142.203

21 Eingefligt durch Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010
(AS 2009 5655).

22 Fassung gemiss Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010
(AS 2009 5655).

23 Fassung gemiss Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010
(AS 2009 5655).
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3. Kapitel: Tripartite Kommissionen
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 10 Wahl

Bund und Kantone bestimmen die Vertreter oder Vertreterinnen der Sozialpartner in
den tripartiten Kommissionen aus dem Kreis der Personen, die von den représentati-
ven Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen vorgeschlagen werden, soweit
diese von ihrem Vorschlagsrecht Gebrauch gemacht haben (Art. 3605 Abs. 2 OR24).

Art. 11 Aufgaben der tripartiten Kommissionen

I Die tripartiten Kommissionen haben mindestens die folgenden Aufgaben wahr-
zunehmen:

a. Sie beurteilen die vorhandenen Unterlagen, Informationen und Statistiken
tiber Lohne und Arbeitszeiten;

b. Sie wirken bei der Feststellung der orts-, berufs- und brancheniiblichen L6h-
ne mit; dazu gehort das Einholen der nétigen Informationen und Unterlagen
beim Bund und Kanton;

c. Sie beobachten den Arbeitsmarkt und stellen Missbrauche im Sinne von Ar-
tikel 360a Absatz 1 und 360b Absatz 3 des OR25 sowie von Artikel 1a des
Bundesgesetzes vom 28. September 1956 iiber die Allgemeinverbindlicher-
klarung von Gesamtarbeitsvertragen2¢ fest;

d. Sie kldren Einzelfille ab und fithren das Verstdndigungsverfahren gemaéss
Artikel 360b Absatz 3 des OR durch;

e. Sie stellen Antrag an Kanton oder Bund zum Erlass von Normalarbeitsver-
trégen und zur Allgemeinverbindlicherklérung von Gesamtarbeitsvertrégen
sowie zur Authebung und Anderung entsprechender Erlasse;

f.  Sie kontrollieren die Einhaltung der durch Normalarbeitsvertrége erlassenen
Mindestlohne gemadss Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b des Gesetzes;

g. Sie arbeiten mit andern Kontrollorganen geméss Artikel 8 Absdtze 1 und 2
des Gesetzes zusammen;

h. Sie melden Verstosse gemiss Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes;

i.  Sie priifen die Missbrauchs- und Umgehungsmoglichkeiten, wie Scheinselb-
standigkeit, Aufenthalte unter drei Monaten usw.;

j-  Sie arbeiten mit dem Bund und den anderen Behérden zusammen;

k.  Sie verfassen einen jéhrlichen Tétigkeitsbericht zuhanden der Direktion fiir
Arbeit des SECO.

2 Uber die Arbeiten der tripartiten Kommission wird Protokoll gefiihrt.

24 SR 220
25 SR 220
26 SR 221.215.311
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Art. 12 Experten

Die tripartite Kommission kann Experten beiziehen. Sie kann zur Abkldrung von
besonderen Fragen Gruppen oder Ausschiisse bilden.

Art. 13 Zusammenarbeit, Koordination und Ausbildung

I Die tripartiten Kommissionen des Bundes und der Kantone sowie die paritétischen
Kommissionen, die durch einen allgemeinverbindlich erkldrten Gesamtarbeitsver-
trag eingesetzt worden sind, arbeiten zusammen. Insbesondere tauschen sie kosten-
los die Informationen und Dokumente aus, die sie fiir ihre jeweilige Tatigkeit beno-
tigen.

2Der Bund fordert diesen Austausch durch geeignete Mittel, namentlich durch
Zurverfiigungstellen des erforderlichen Materials und durch Schaffung addquater
Austauschstellen.

3 Der Bund tibernimmt die Grundausbildung und die Weiterbildung der Mitglieder
der betroffenen tripartiten und paritatischen Kommissionen.

4 Bei Bedarf kann die tripartite Kommission des Bundes eine temporire oder perma-
nente Koordinationsgruppe Bund-Kantone schaffen.

2. Abschnitt: Finanzierung der tripartiten Kommissionen

Art. 14 Tripartite Kommissionen der Kantone

1 Jeder Kanton trdgt die Kosten seiner tripartiten Kommission. Er ibernimmt ins-
besondere die Kosten fiir das Sekretariat. Ferner regelt er die Entschddigung an die
Sozialpartner.

2 Wenn mehrere Kantone eine gemeinsame tripartite Kommission eingesetzt haben,
teilen sie deren Kosten unter sich auf.

Art. 15 Tripartite Kommission des Bundes
I Der Bund trégt die Kosten der tripartiten Kommission des Bundes.

2 Der Bund stellt der tripartiten Kommission des Bundes die Raume, das Personal
und das Material zur Verfiigung, die diese fiir ihre Tatigkeit benotigt.

3. Abschnitt: Tripartite Kommission des Bundes

Art. 16 Organisation

I Der Bundesrat wihlt zu Beginn jeder Legislaturperiode die Mitglieder der triparti-
ten Kommission des Bundes.
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2 Die tripartite Kommission des Bundes besteht aus 18 Mitgliedern, wovon sechs die
Arbeitnehmerverbande vertreten, sechs die Arbeitgeberverbéinde, drei den Bund und
drei die Kantone.27

3 Die Vertretung des Bundes setzt sich zusammen aus einer Person des Staatssekre-
tariates flir Migration28 und zwei Personen der Direktion fiir Arbeit des SECO.29

4 Die tripartite Kommission des Bundes wird von einem Mitglied der Direktion fiir
Arbeit des SECO geleitet. Die Direktion fiir Arbeit fithrt auch das Sekretariat. Im
Ubrigen konstituiert sich die Kommission selbst. Sie erlésst ein Reglement, das die
Details ihrer Organisation und namentlich ihre Kompetenzen sowie diejenigen der
Subkommissionen, der Mitglieder und des Prisidiums festhdlt. Das Reglement muss
vom Eidgendssischen Departement fiir Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)30
genehmigt werden.3!

4. Abschnitt:32 Inspektorinnen und Inspektoren

Art. 16a Umfang der Inspektionstétigkeit

Bei der Festlegung des Umfangs der Inspektionstétigkeit nach Artikel 7a des Geset-
zes werden beriicksichtigt:

die Zahl der Arbeitsplétze auf dem kantonalen Arbeitsmarkt;

der Anteil an ausldndischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf dem
kantonalen Arbeitsmarkt;

c. die Branchen, die auf dem kantonalen Arbeitsmarkt vertreten sind, und die
allfdllige Unterstellung dieser Branchen unter einen allgemeinverbindlich
erklarten GAV;

d. die geografische Verteilung der Unternehmen;
grenziiberschreitende Beziehungen;

die mit dem Ziel eines gemeinsamen Vollzuges des Gesetzes bestehende Zu-
sammenarbeit zwischen dem Kanton und den Sozialpartnern sowie Arbeits-
marktbeobachtungstitigkeiten nach Artikel 3605 Absatz 3 OR33;

27 Fassung gemiss Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010
(AS 2009 5655).

28 Die Bezeichnung der Verwaltungseinheit wurde in Anwendung von Art. 16 Abs. 3 der
Publikationsverordnung vom 17. Nov. 2004 (AS 2004 4937) auf den 1. Jan. 2015 ange-
passt.

29 Fassung gemiss Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010
(AS 2009 5655).

30 Die Bezeichnung der Verwaltungseinheit wurde in Anwendung von Art. 16 Abs. 3 der
Publikationsverordnung vom 17. Nov. 2004 (AS 2004 4937) auf den 1. Jan. 2013 ange-
passt. Die Anpassung wurde im ganzen Text vorgenommen.

31 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010

(AS 2009 5655).

32 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006
(AS 2006 965).

33 SR220
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g. die im Kanton bestehende Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Amts-
stellen.

Art. 165 Leistungsvereinbarung

I Die Leistungsvereinbarung wird zwischen dem WBF und dem einzelnen Kanton
nach Artikel 7a Absatz 3 des Gesetzes abgeschlossen.

2In der Leistungsvereinbarung miissen insbesondere festgelegt werden:
a. der Umfang der Inspektionstitigkeit;
b. die Finanzierung durch den Bund;
c. die Umsetzung der Vollzugsziele des Gesetzes;
d. die Rahmenbedingungen fiir die Vollzugsorgane;
e. die Berichterstattungspflicht;
f.  die Dauer der Vereinbarung und die Kiindigung.

3 Uberdies konnen in der Leistungsvereinbarung Indikatoren fiir die Beurteilung der
Leistung und der Wirkung festgelegt werden.

Art. 16¢ Inspektionsaufgaben

Die Inspektionstitigkeit umfasst folgende Aufgaben:
a.  Uberpriifung der eingehenden Meldungen;
b. Weiterleitung der Meldungen;

c. Einforderung, Evaluierung und Nachbearbeitung der fiir die Kontrolltatig-
keit notwendigen Dokumente;

d.  Kontrolle der Arbeitsbedingungen am Arbeitsplatz der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer oder in den Verwaltungsrdumen des Arbeitgebers;

Kontrolle der Lohnbiicher;
Abklarung von Zweifelsfallen, namentlich durch:

1. das Einholen von ergénzenden Dokumenten,

2. den Kontakt mit Arbeitgebern, mit schweizerischen oder auslédndischen
Sozialversicherungsbehdrden und mit weiteren Behorden;

g.  Auswertung der Kontrollen;

h.  Vorbereitung von Entscheiden zuhanden der zustindigen Behorde.

Art. 16d Finanzierung der Inspektionstitigkeit

I Der Bund iibernimmt fiir die in der Leistungsvereinbarung vorgesehene Inspek-
tionstétigkeit 50 Prozent der Lohnkosten, die dem Kanton fiir die Erfiillung der
Aufgabe nach Artikel 16¢ anfallen, einschliesslich des Arbeitgeberbeitrags fiir die
Sozialversicherungen. Er iibernimmt die Ausriistungs- und Infrastrukturkosten nicht.
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2 Absatz 1 ist auch anwendbar, wenn eine Zusammenarbeit zwischen den kantonalen
Behorden und den Sozialpartnern festgelegt wurde.

5. Abschnitt:34 Anzahl Kontrollen

Art. 16¢35

Die mit dem Vollzug von Gesamtarbeitsvertrdgen betrauten parititischen Organe
und die mit der Inspektionstitigkeit nach Artikel 7a des Gesetzes beauftragten
tripartiten Kommissionen miissen insgesamt 35 000 Kontrollen pro Jahr durchfiih-
ren. Die Anzahl der zu entschidigenden Kontrollen wird in den Leistungsverein-
barungen nach Artikel 9 Absatz 3 dieser Verordnung und Artikel 7a Absatz 3 des
Gesetzes festgelegt.

4. Kapitel: Zustindige Bundesbehorden

Art. 17

I Die zustdndige Bundesbehorde nach den Artikeln 9 Absatz 3 und 14 des Gesetzes
ist die Direktion fiir Arbeit des SECO.

2 Die zustdndige Bundesbehorde zur Behandlung von Streitfillen, die sich aus dem
Vollzug durch die tripartite Kommission im Sinne von Artikel 360b Absatz 5 des
OR36 ergeben, ist das WBF.37

Art. 17438 Liste der sanktionierten Arbeitgeber

I Das Staatsekretariat fir Wirtschaft macht in einem Abrufverfahren eine Liste der
Arbeitgeber zuginglich, gegeniiber denen folgende Sanktionen ausgesprochen
wurden:

a. Bussen;
b. das voriibergehende Verbot, ihre Dienste in der Schweiz anzubieten.

2 Die Sanktionen werden fiinf Jahre, nachdem sie ausgesprochen wurden, aus der
Liste geldscht.

34 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010

(AS 2009 5655).

35 Fassung gemiss Ziff. I der V vom 23. Aug. 2017, in Kraft seit 1. Jan. 2018
(AS 2017 5015).

36 SR 220

37 Fassung gemiss Ziff. I 86 der V vom 8. Nov. 2006 iiber die Anpassung von Bundesrats-
verordnungen an die Totalrevision der Bundesrechtspflege, in Kraft seit 1. Jan. 2007
(AS 2006 4705).

38 Eingefiigt durch Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006
(AS 2006 965).
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5. Kapitel: Schlussbestimmungen
1. Abschnitt: Anderung bisherigen Rechts

Art. 18
. .39
2. Abschnitt: Inkrafttreten

Art. 19
I Diese Verordnung tritt unter Vorbehalt von Absatz 2 am 1. Juni 2003 in Kraft.
2 Die Artikel 1-9 sowie 17 und 18 treten am 1. Juni 2004 in Kraft.

39 Die Anderungen konnen unter AS 2003 1380 konsultiert werden.
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Anhang#0

40 Aufgehoben durch Anhang 3 Ziff. 11 der V vom 12. April 2006 iiber das Zentrale Migra-
tionsinformationssystem, mit Wirkung seit 29. Mai 2006 (AS 2006 1945).

15



823.201 Arbeitsmarkt und Arbeitsbeschaffung




	1. Kapitel: Entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
	1. Abschnitt: Definitionen
	Art. 1	Minimale Entlöhnung
	Art. 1a�	Eingefügt durch Ziff. II der V vom 19. Febr. 2020, in Kraft seit 1. April 2020  (AS 2020 883).
	Dauer der Entschädigungspflicht bei langfristigen Entsendungen
	Art. 2	Arbeits- und Ruhezeit
	Art. 3	Arbeiten von geringem Umfang
	Art. 4	Montage und erstmaliger Einbau
	Art. 5	Bauhaupt- und Baunebengewerbe

	2. Abschnitt: Meldeverfahren
	Art. 6�	Fassung gemäss Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006  (AS 2006 965).
	Meldung
	Art. 7	Ausnahmen von der Meldepflicht

	3. Abschnitt: Nachweis der Einzahlung der Sozialbeiträge im Ausland
	Art. 8

	4. Abschnitt:�	Eingefügt durch Ziff. I der V vom 26. Juni 2013, in Kraft seit 15. Juli 2013 (AS 2013 2123).
 Sorgfaltspflicht des Erstunternehmers bei der Weitervergabe von Arbeiten an Subunternehmer
	Art. 8a	Netto-Mindestlohn
	Art. 8b	Einhaltung der minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen
	Art. 8c	Vertragliche und organisatorische Vorkehrungen


	2. Kapitel: Finanzierung der paritätischen Kommissionen
	Art. 8d�	Ursprünglich Art. 8a. Eingefügt durch Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006 (AS 2006 965). 
	Kontroll- und Vollzugskostenbeiträge
	Art. 9	Entschädigung der Sozialpartner

	3. Kapitel: Tripartite Kommissionen
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
	Art. 10	Wahl
	Art. 11	Aufgaben der tripartiten Kommissionen
	Art. 12	Experten
	Art. 13	Zusammenarbeit, Koordination und Ausbildung

	2. Abschnitt: Finanzierung der tripartiten Kommissionen
	Art. 14	Tripartite Kommissionen der Kantone
	Art. 15	Tripartite Kommission des Bundes

	3. Abschnitt: Tripartite Kommission des Bundes
	Art. 16	Organisation

	4. Abschnitt:�	Eingefügt durch Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006  (AS 2006 965).
 Inspektorinnen und Inspektoren
	Art. 16a	Umfang der Inspektionstätigkeit
	Art. 16b	Leistungsvereinbarung
	Art. 16c	Inspektionsaufgaben
	Art. 16d	Finanzierung der Inspektionstätigkeit

	5. Abschnitt:�	Eingefügt durch Ziff. I der V vom 4. Nov. 2009, in Kraft seit 1. Jan. 2010  (AS 2009 5655).
 Anzahl Kontrollen
	Art. 16e


	4. Kapitel: Zuständige Bundesbehörden
	Art. 17
	Art. 17a�	Eingefügt durch Ziff. I der V vom 9. Dez. 2005, in Kraft seit 1. April 2006  (AS 2006 965).
	Liste der sanktionierten Arbeitgeber

	5. Kapitel: Schlussbestimmungen
	1. Abschnitt: Änderung bisherigen Rechts
	Art. 18

	2. Abschnitt: Inkrafttreten
	Art. 19


	Anhang

